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6. Wahlperiode 


Drucksache VI/30 


Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 29. Oktober 1969 

III/l — 68070 — E — 01 2/69 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 
hier: Agrar-/Finanzpolitik in der 

Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage die Vor- 
schläge der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 

eine Verordnung des Rates zur Änderung der Verordnung 
(EWG) Nr. 19/69 zur vorherigen Festsetzung der Abschöp- 
fung bei der Einfuhr von Olivenöl 

eine Verordnung des Rates zur Änderung der Verordnung 
(EWG) Nr. 18/69 über die vorherige Festsetzung der Erstat- 
tungen bei der Ausfuhr von Olivenöl 

eine Verordnung des Rates über den Pauschbetrag für nicht 
raffiniertes Olivenöl, das vollständig in Griechenland 
erzeugt wurde und aus diesem Land unmittelbar in die 
Gemeinschaft befördert wird 

eine Verordnung des Rates zur Festsetzung der monatlichen 
Zuschläge zum Marktrichtpreis, zum Interventionspreis und 
zum Schwellenpreis für Olivenöl im Wirtschaftsjahr 1969/ 
1970 

eine Verordnung der Kommission zur Festsetzung des 
Schwellenpreises für Olivenöl für das Wirtschaftsjahr 1969/ 
1970. 

Diese Vorschläge sind mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 15. Oktober 
1969 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Ge- 
meinschaften übermittelt worden. 
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Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirtschafts- 
und Sozialausschusses zu den genannten Kommissionsvor- 
schlägen ist nicht vorgesehen. 

Mit der alsbaldigen Verabschiedung der Kommissionsvor- 
schläge durch den Rat ist zu rechnen. 

Eine Begründung war den Kommissionsvorschlägen nicht beige- 
fügt. 

Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 
Scheel 
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Vorschlag einer Verordnung des Rates 
zur Änderung der Verordnung (EWG) Nr. 19/69 zur vorherigen 
Festsetzung der Abschöpfung bei der Einfuhr von Olivenöl 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung Nr. 136/66/EWG des 
Rates vom 22. September 1966 über die Errichtung 
einer gemeinsamen Marktorganisation für Fette 1 ), 
zuletzt geändert durch die Verordnung (EWG) Nr. 
2146/68 2 ), insbesondere auf Artikel 16 Absatz 1, 

gestützt auf die Verordnung Nr. 162/66/EWG des 
Rates vom 27. Oktober 1966 über den Handel mit 
Fetten zwischen der Gemeinschaft und Griechen- 
land 3 ), insbesondere auf Artikel 8, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 


Ü Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 172 
vom 30. September 1966, S. 3025/66 

2 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 314 
vom 31. Dezember 1968, S. 1 

3 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 197 
vom 29. Oktober 1966, S. 3393/66 

4 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 3 
vom 7. Januar 1969, S. 2 


Die im Laufe des Wirtschaftsjahres 1968/1969 ge- 
machten Erfahrungen reichen noch nicht aus, um das 
mit der Verordnung (EWG) Nr. 19/69 des Rates vom 
20. Dezember 1968 zur vorherigen Festsetzung der 
Abschöpfung bei der Einfuhr von Olivenöl 4 ) ein- 
geführte Verfahren für einen unbegrenzten Zeit- 
raum anzuwenden. Die Gültigkeitsdauer dieser Ver- 
ordnung sollte deshalb nur für das Wirtschaftsjahr 
1969/1970 verlängert werden — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Der Wortlaut des zweiten Unterabsatzes des 
Artikels 3 der Verordnung (EWG) Nr. 19/69 wird 
durch folgenden Wortlaut ersetzt: 

„Sie gilt bis zum Ende des Wirtschaftsjahres 
1969 / 1970.” 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am 1. November 1969 in 
Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Geschehen zu Luxemburg, am . . . 


Im Namen des Rates 
Der Präsident 
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Begründung 


Die Geltungsdauer der Verordnung (EWG) Nr. 19/69 
des Rates, mit der die vorherige Festsetzung der 
Abschöpfung bei der Einfuhr von Olivenöl einge- 
führt wurde, ist auf das Ende des Wirtschaftsjahres 
1968/1969 begrenzt worden. Es hat sich allerdings 
als notwendig erwiesen, daß man die Auswirkungen 
mindestens während eines Wirtschaftsjahres be- 
urteilen kann. Abgesehen davon, daß die ge- 
wonnene Erfahrung noch nicht ausreicht, ist es auf- 
grund der Durchführung der zwischen der Gemein- 
schaft und Marokko und Tunesien ausgehandelten 
Abkommen, die die Gewährung einer besonderen 
Abschöpfung für aus diesen Ländern eingeführtes 
Olivenöl mit sich bringen, gerechtfertigt, die Gültig- 
keitsdauer der betreffenden Verordnung lediglich 
um ein Wirtschaftsjahr zu verlängern. 

Diese Verlängerung ist Gegenstand des vorliegen- 
den Vorschlags. 
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Vorschlag einer Verordnung des Rates 
zur Änderung der Verordnung (EWG) Nr. 18/69 über die 
vorherige Festsetzung der Erstattungen bei der Ausfuhr von 

Olivenöl 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung Nr. 136/66/EWG des 
Rates vom 22. September 1966 über die Errichtung 
einer gemeinsamen Marktorganisation für Fette 1 ), 
zuletzt geändert durch die Verordnung (EWG) Nr. 
2146/68 2 ), insbesondere auf Artikel 18 Absatz 2, 

gestützt auf die Verordnung Nr. 162/66/EWG des 
Rates vom 27. Oktober 1966 über den Handel mit 
Fetten zwischen der Gemeinschaft und Griechen- 
land 3 ), insbesondere auf Artikel 8, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

9 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 172 
vom 30. September 1966, S. 3025/66 

2 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 314 
vom 31. Dezember 1968, S. 1 

3 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 197 
vom 29. Oktober 1966, S. 3393/66 

4 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 33 
vom 7. Januar 1969, S. 1 


Die im Laufe des Wirtschaftsjahres 1968/1969 ge- 
machten Erfahrungen haben gezeigt, daß das mit der 
Verordnung (EWG) Nr. 18/69 des Rates vom 20. De- 
zember 1968 zur Ergänzung der Verordnung Nr. 
171/67/EWG durch Bestimmungen über die vor- 
herige Festsetzung der Erstattungen bei der Ausfuhr 
von Olivenöl 4 ) angeführte Verfahren hat sich als 
wirksam erwiesen. Die zeitliche Begrenzung der 
Gültigkeitsdauer dieser Verordnung sollte deshalb 
aufgehoben werden — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 


Artikel 1 

Der zweite Unterabsatz des Artikels 3 der Ver- 
ordnung (EWG) Nr. 18/69 ist zu streichen. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am 31. Oktober 1969 in 
Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Geschehen zu Luxemburg, am . . . 


Im Namen des Rates 
Der Präsident 


Begründung 


1. Mit der Verordnung (EWG) Nr. 18/69 des Rates 
wurde die vorherige Festsetzung der Erstattung bei 
der Ausfuhr von Olivenöl für das Wirtschaftsjahr 
1968/1969 eingeführt. 

2. Die im Laufe dieses Wirtschaftsjahres ge- 
wonnene Erfahrung hat die Wirksamkeit dieser 
Regelung bewiesen. 


3. Mit dem vorliegenden Entwurf soll die Gel- 

tungsdauer dieser Verordnung aufgehoben werden. 
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Vorschlag einer Verordnung des Rates 
über den Pauschbetrag für nicht raffiniertes Olivenöl, das voll- 
ständig in Griechenland erzeugt wurde und aus diesem Land 
unmittelbar in die Gemeinschaft befördert wird 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung Nr. 162/66/EWG des 
Rates vom 27. Oktober 1966 über den Handel mit 
Fetten zwischen der Gemeinschaft und Griechen- 
land 1 ), insbesondere auf Artikel 3 Absatz 3, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Im Vorgriff auf die Agrarpolitik ist eine Aus- 
weitung des Handels mit Olivenöl zwischen der 
Gemeinschaft und Griechenland zu gewährleisten, 
wobei das Olivenölangebot auf dem griechischen 
Markt und dem Markt der Gemeinschaft sowie die 
Absatzmöglichkeiten für dieses Erzeugnis zu be- 
rücksichtigen sind. 

Der Pauschbetrag muß unter Berücksichtigung des 
derzeitigen Volumens des Handels zwischen der 
Gemeinschaft und Griechenland und der voraussicht- 
lichen Entwicklung auf diesen beiden Märkten fest- 
gesetzt werden. 

Der Pauschbetrag muß einen ausreichenden Pro- 
zentsatz des Marktrichtpreises ausmachen, um dem 
griechischen Olivenöl auf dem Markt der Gemein- 
schaft eine Präferenz gegenüber Olivenöl aus drit- 
ten Ländern zu sichern; der Pauschbetrag muß je- 
doch so festgesetzt werden, daß die Erzielung des 

Ü Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 197 
vom 29. Oktober 1966, S. 3393/66 


Marktrichtpreises für die Gemeinschaftserzeugung 
nicht behindert wird. 

Der für das vorangegangene Wirtschaftsjahr fest- 
gesetzte Pauschbetrag hat diese Präferenz gewähr- 
leistet. Als Folge konnte das Einfuhrvolumen 
griechischen Öls auf der in den ersten beiden Jahren 
des Bestehens der Marktorganisation erreichten 
Höhe gehalten werden, ohne daß sich beim Absatz 
des in der Gemeinschaft erzeugten Olivenöls 
Schwierigkeiten ergeben hätten. Dieser Betrag ist 
daher auch im Wirtschaftsjahr 1969/1970 beizube- 
halten. 

Die in Artikel 3 Absatz 3 der Verordnung Nr. 
162/66/EWG vorgesehene Konsultation Griechen- 
lands hat stattgefunden — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 


Artikel 1 

Der in Artikel 3 Absatz 1 der Verordnung Nr. 
162/66/EWG vorgesehene Pauschbetrag wird für das 
Wirtschaftsjahr 1969/1970 auf 0,5 Rechnungseinhei- 
ten je 100 kg eingeführte Ware festgesetzt. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am 1. November 1969 in 
Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Geschehen zu Luxemburg, am . . . 


Im Namen des Rates 
Der Präsident 
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Begründung 


1. Die Verordnung Nr. 162/66/EWG des Rates über 
den Handel mit Fetten zwischen der Gemeinschaft 
und Griechenland sieht in Artikel 3 vor, daß bei 
der Einfuhr von nicht raffiniertem Olivenöl, das 
vollständig in Griechenland erzeugt wurde und aus 
diesem Land unmittelbar in die Gemeinschaft be- 
fördert wird, die Abschöpfung um einen Pausch- 
betrag vermindert wird. Dieser Betrag wurde auf 
0,5 RE je 100 kg für das Wirtschaftsjahr 1966/1967 
(Verordnung Nr. 162/66/EWG) für das Wirtschafts- 
jahr 1967/1968 (Verordnung Nr. 791/67/EWG) und 
für das Wirtschaftsjahr 1968/1969 (Verordnung 
Nr. 1703/68/EWG) festgesetzt. 

2. Da sich aufgrund des für die vorhergehenden 
Wirtschaftsjahre festgesetzten Pauschbetrages die 
Einfuhr von griechischem Olivenöl in die Gemein- 
schaft günstig 'entwickeln konnte, ohne daß sich 
beim Absatz der Gemeinschaftsproduktion Schwie- 
rigkeiten ergeben hätten, ist es weder erforderlich 
noch zweckmäßig, den Pauschbetrag zu ändern; er 
kann im Wirtschaftsjahr 1969/1970 auf dem Niveau 
von 0,5 RE je 100 kg beibehalten werden. 
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Vorschlag einer Verordnung des Rates 
zur Festsetzung der monatlichen Zuschläge zum Marktrichtpreis, 
zum Interventionspreis und zum Schwellenpreis für Olivenöl 
im Wirtschaftsjahr 1969/1970 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung Nr. 136/66/EWG des 
Rates vom 22. September 1966 über die Errichtung 
einer gemeinsamen Marktorganisation für Fette 1 ), 
zuletzt geändert durch die Verordnung (EWG) Nr. 
2146/68 2 ), insbesondere auf Artikel 9, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Nach Artikel 9 der Verordnung Nr. 136/66/EWG 
hat der Rat für das Wirtschaftsjahr 1969/1970 den 
Betrag festzusetzen, um den der Marktrichtpreis, der 
Interventionspreis und der Schwellenpreis für Oli- 
venöl vom 1. Januar 1970 an zehn Monate lang 
monatlich erhöht werden; dieser Betrag muß für die 
drei Preise gleich sein. 

Die monatlich gleichbleibenden Zuschläge werden 
unter Berücksichtigung der durchschnittlichen Lager- 
kosten und Zinsen in der Gemeinschaft festgesetzt; 
es empfiehlt sich, die durchschnittlichen Lagerkosten 
unter Berücksichtigung der Kosten für die Lagerung 
des Öls in geeigneten Lagerräumen und der Kosten 


0 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 172 
vom 30. September 1966, S. 3025/66 
2 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 314 
vom 31. Dezember 1968, S. 1 
*) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. . . . 
vom . . . , S. . . . 

4 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. . . . 
vom . . . , S. . . . 


der für die einwandfreie Aufbewahrung des Öls 
erforderlichen Behandlung festzusetzen; die Zinsen 
können auf der Grundlage eines mittleren Preises 
für Olivenöl in den Erzeugergebieten errechnet wer- 
den. 

Aus den augenblicklich verfügbaren Angaben geht 
nicht hervor, daß sich diese Lagerkosten gegenüber 
den Lagerkosten zum Zeitpunkt der Festsetzung der 
monatlichen Zuschläge für das Wirtschaftsjahr 1968/ 

1969 verändert haben; die Preise für Olivenöl wur- 
den für das Wirtschaftsjahr 1969/1970 durch die Ver- 
ordnungen (EWG) Nr. . . 769 3 ) und (EWG) Nr. . . 7 
69 4 ) in der gleichen Höhe festgesetzt als im vorher- 
gehenden Wirtschaftsjahr. Deshalb sollten die mo- 
natlichen Zuschläge für das Wirtschaftsjahr 1969/ 

1970 nicht geändert werden — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Für das Wirtschaftsjahr 1969/1970 wird der Betrag 
der in Artikel 9 der Verordnung Nr. 136/66/EWG 
vorgesehenen und ab 1. Januar 1970 anwendbaren 
monatlichen Zuschläge auf 0,62 Rechnungseinheiten 
je 100 kg festgesetzt. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am dritten Tage nach ihrer 
Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Ge- 
meinschaften in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Geschehen zu Luxemburg, am . . . 


Im Namen des Rates 
Der Präsident 
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Begründung 


1. Artikel 9 der Verordnung Nr. 136/66/EWG über 
die Errichtung einer gemeinsamen Marktorgani- 
sation für Fette sieht vor, daß die vom 1. Januar 
an geltenden monatlichen Zuschläge zum Markt- 
richtpreis, zum Interventionspreis und zum 
Schwellenpreis für Olivenöl jährlich vom Rat 
unter Berücksichtigung der durchschnittlichen 
Lagerkosten und Zinsen in der Gemeinschaft fest- 
gesetzt werden. 

2. Aus den gegenwärtig verfügbaren Angaben über 
die durchschnittlichen Lagerkosten und Zinsen 
geht nicht hervor, daß die Faktoren für die Be- 
rechnung dieser Kosten sich von denen unter- 
scheiden, die zum Zeitpunkt der Festsetzung des 
Betrages der monatlichen Zuschläge im Wirt- 
schaftsjahr 1968/1969 galten. 

Außerdem bewegen sich die von der Kommission 
für das Wirtschaftsjahr 1969/1970 vorgeschlagenen 
Preise auf dem gleichen Niveau wie im vorange- 
gangenen Wirtschaftsjahr und es empfiehlt sich da- 
her, den Betrag der monatlichen Zuschläge von 0,62 
RE je 100 kg Olivenöl vom 1. Januar 1970 zehn Mo- 
nate lang beizubehalten. 
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Vorschlag einer Verordnung der Kommission 
zur Festsetzung des Schwellenpreises für Olivenöl 
für das Wirtschaftsjahr 1969/1970 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung Nr. 136/66/EWG des 
Rates vom 22. September 1966 über die Errichtung 
einer gemeinsamen Marktorganisation für Fette 1 ), 
zuletzt geändert durch die Verordnung (EWG) Nr. 
2146/68 2 ), insbesondere auf Artikel 4, zweiter Un- 
terabsatz, 

auf Vorschlag der Kommission, 
in Erwägung nachstehender Gründe: 

Der Schwellenpreis ist so festzusetzen, daß der 
Verkaufspreis des eingeführten Erzeugnisses an dem 
in Artikel 13 Absatz 2 der Verordnung Nr. 136/66/ 
EWG genannten Grenzübergangsort dem Markt- 
richtpreis entspricht; unter Berücksichtigung der 

x ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 172 
vom 30. September 1966, S. 3025/66 

2 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 314 
vom 31. Dezember 1968, S. 1 

3 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. . . . 
vom . . . , S. . . . 


Kosten, die der Importeur nach dem Stadium des cif- 
Preises zu tragen hat, sollte der Schwellenpreis um 
1,40 Rechnungseinheiten niedriger als der Markt- 
richtpreis festgesetzt werden. 

Dieser Schwellenpreis bezieht sich auf die in Ab- 
satz 2 des einzigen Artikels der Verordnung des 
Rates zur Festsetzung der Richtpreise und des Inter- 
ventionspreises für Olivenöl für das Wirtschaftsjahr 
1969/1970 3 ) bezeichnete Qualität — - 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Für das Wirtschaftsjahr 1969/1970 wird der 
Schwellenpreis für Olivenöl auf 70,70 Rechnungs- 
einheiten je 100 kg festgesetzt. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am 1. November 1969 in 
Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Geschehen zu Luxemburg, am . . . 


Im Namen des Rates 
Der Präsident 
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Begründung 


1. Unter Berücksichtigung der an dem Grenzüber- 
gangsort der Gemeinschaft Imperia zu tragenden 
Kosten zwischen dem Stadium des cif-Preises und 
dem Stadium der in das Lager des Importeurs ge- 
lieferten Ware, wurde der Schwellenpreis für Oli- 
venöl für das Wirtschaftsjahr 1968/1969 um 1,40 RE 
je 100 kg niedriger als der Marktrichtpreis festge- 
setzt. 

2. Aus den Angaben, die den Dienststellen der 
Kommission vorliegen, laßt sich nicht schließen, daß 
sich diese Kosten geändert haben. 

3. In diesem Verordnungsentwurf wird ein Schwel- 
lenpreis vorgeschlagen, der um 1,40 RE je 100 kg 
unter dem Marktrichtpreis liegt, den die Kommission 
dem Rat für das Wirtschaftsjahr 1969/1970 vorge- 
schlagen hat. 
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